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Kreis Lippe 
 
411 Öffentliche Zustellung einer Entziehung 
 
An  Herrn Matthias Pauls, geb. am 15.07.1996, letzte be-
kannte Anschrift: Goethestr. 26, 33818 Leopoldshöhe, ist 
13.09.2016 unter dem Aktenzeichen 360.1C13/18836 eine 
Entziehung der Fahrerlaubnis gem. § 4 StVG erlassen 
worden. 
 
Die Entziehungsverfügung konnte nicht zugestellt werden, 
da der Betroffene unbekannt verzogen ist, oder seine Er-
reichbarkeit nicht hergestellt ist. 
 
Gem.  § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW (GV. 
NRW. 2006 S. 94) vom 01.02.2006 wird daher die Entzie-
hung öffentlich zugestellt. Sie gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als zwei Wochen 
vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt die Wider-
spruchsfrist, nach deren Ablauf Rechtsmittel grundsätzlich 
nicht mehr möglich sind. 
 
Der Betroffene kann die Entziehungsverfügung beim Kreis 
Lippe, Fachgebiet Straßenverkehr, Felix-Fechenbach-Str. 
5, 32756 Detmold, Zimmer 194 in Empfang nehmen. 
 
Detmold, den 19.09.2016  
 
KREIS LIPPE 
Der Landrat 
FG Straßenverkehr 
Im Auftrage 
 
 
Römer 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2016 
 
 
 
412 Erstellung des Abfallwirtschaftskonzeptes des 

Kreises Lippe 
 hier: Notwendigkeit einer Strategischen Um-

weltprüfung 
 
Nach § 21 des Gesetzes zur Förderung der Kreislaufwirt-
schaft und Sicherung der umweltverträglichen Bewirtschaf-
tung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz – KrWG) vom 
24.02.2013 (BGBl. I S.212) in der z.Zt. geltenden Fassung 
in Verbindung mit § 5a des Abfallgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landesabfallgesetz – LAbfG) vom 
21.06.1988 (GV NRW S. 250) in der z.Zt. geltenden Fas-
sung sind die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger zur 
Erstellung von Abfallwirtschaftskonzepten verpflichtet. 
 
Der Kreis Lippe ist dieser Verpflichtung erstmals mit der 
Erstellung und Verabschiedung seines Abfallwirtschafts-
konzeptes am 10.02.1992 nachgekommen. Nunmehr wird 
dieses Abfallwirtschaftskonzept zum dritten Mal fortge-
schrieben. Die Städte und Gemeinden des Kreises sind 
dazu entsprechend angehört worden. Diese Aktualisierung 
wird seit dem 01.09.2016 in den Gremien des Kreises be-
handelt und abschließend verabschiedet werden. 
 
 
 
 
 

 
Die §§ 14 a bis 14 o des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 24.02.2010 (BGBl. I S. 94), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 21.12.2015 (BGBl. I S. 2490) 
geändert worden ist bestimmen die Voraussetzungen und 
die Verfahrensweise für eine strategische Umweltprüfung 
bei Plänen und Programmen. Für die Erstellung eines Ab-
fallwirtschaftskonzeptes ist eine Prüfung nur durchzufüh-
ren, wenn der Plan einen Rahmen setzt für andere Vorha-
ben, die nach dem UVPG oder nach Landesrecht einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen. 
 
Nachdem das aktuelle Abfallwirtschaftskonzept des Krei-
ses Lippe eine derartige rahmensetzende Wirkung nicht 
hat, besteht eine Verpflichtung zur Durchführung einer 
Strategischen Umweltprüfung nicht. 
 
Detmold, den 22.09.2016 
 
Kreis Lippe  
Der Landrat 
Fachgebiet Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft 
Im Auftrag 
 
 
gez. Kuhlemann 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2016 
 
 
 
413 Öffentliche Bekanntmachung eines Erörte-

rungstermins 
 

B e k a n n t m a c h u n g 
 

im Planfeststellungsverfahren gemäß § 35 Kreislauf-
wirtschafsgesetz (KrWG) für die Erweiterung der Bo-
dendeponie in Lage-Pottenhausen, Heipker Straße 

 
Antragsteller: DHS Bodenmanagement GmbH & Co. 

KG 
 
Die zu dem Plan für die Änderung der Deponie eingegan-
genen Stellungnahmen von Vereinigungen, die auf Grund 
einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften be-
fugt sind, Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsord-
nung gegen die Entscheidung einzulegen und die Stellung-
nahmen der Behörden werden in nachstehend aufgeführ-
ten Terminen abschließend mündlich erörtert: 
 
Termin zur Erörterung: 
 
am 17.11.2016 
 
und 10:00 Uhr 
 
im Raum 404 

im Kreishaus, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 
Detmold 

 
Die Teilnahme an dem Termin ist jedem vom Vorhaben Be-
troffenen freigestellt. 
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Es wird darauf hingewiesen, dass bei Ausbleiben eines Be-
teiligten auch ohne ihn verhandelt werden kann und das 
Anhörungsverfahren mit dem Schluss dieser Verhandlung 
beendet ist. 
 
Detmold, 04.10.2016 
 
K r e i s   L i p p e 
Der Landrat 
680 – Umweltrecht, Controlling  
Im Auftrag 
 
 
Meierrieks 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2016 
 
 
 
414 Immissionsschutz 
 
Genehmigungsverfahren nach §§ 4, 6, 10 Bundes-
Immissionsschutzgesetz (BImSchG) für die Errichtung 
und den Betrieb von 6 Windenergieanlagen (WEA) 
 
Herr Klaus Schäfer, Engeweg 5 in 32805 Horn-Bad Mein-
berg, beantragt gemäß §§ 4, 6, 10 des BImSchG die Ge-
nehmigung zur Errichtung und zum Betrieb einer Wind-
energieanlage. 
 
Die Windenergieanlage soll auf nachfolgend aufgeführten 
Betriebsgrundstück erichtet werden: 
 

• HB-16: Horn-Bad Meinberg, Gemarkung Veldrom, 
Flur 4, Flurstück 13,  

 
Bei der Anlagen HB-16 handelt es sich um eine WEA des 
Typs Enercon E-115 TES mit einer Nabenhöhe von 149,0 
m, einem Rotorblattdurchmesser von 115,0 m und einer 
Gesamthöhe von  206,9 m sowie einer Leistung von 3,0 
MWel. 
 
Die Anlagen HB-16 soll im zweiten Quartal 2017 in Betrieb 
genommen werden. 
 
Die beantragte Anlage ist im Anhang zu § 1 der Vierten 
Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. 
BImSchV) unter der Nr. 1.6.2 V als Anlage genannt, für die 
nach der Verfahrensart der 4. BImSchV zuerst ein Verfah-
ren ohne Öffentlichkeitsbeteiligung durchzuführen wäre. 
Für das Vorhaben wird aufgrund der Regelungen des 
UVPG und der behördlichen Entscheidung vom 23.08.2016 
eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt. Das Ver-
fahren wird aufgrund dieser Entscheidung im öffentlichen 
Verfahren durchgeführt. 
 
Einzelheiten ergeben sich aus dem ausgelegten Antrag 
sowie dem Antrag beigefügten Plänen, 
Zeichnungen und Beschreibungen zu Art und Umfang des 
Vorhabens. Die Antragsunterlagen umfassen insbesondere 
(§ 9 Abs. 1a Nr. 6 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung - UVPG): Übersichtskarten und Pläne; 
Herstellerunterlagen; Brandschutzkonzept; Allgemeine In-
formationen über Umwelteinflüsse; Angaben zum Abfall; 
Angaben zu wassergefährdenden Stoffen; Sicherheitsda-
tenblätter; Hydrogeologisches Gutachten; Schallimmissi-
onsprognose; Schattenwurfprognose; Umweltverträglich-
keitsstudie (UVS) mit landschaftspflegerischem Begleitplan  
 

 
(LBP); Artenschutzbeitrag; Bauantrag mit Bauvorlagen; In-
genieurgeologisches Bodengutachten; Typenprüfung. 
 
Der Antrag mit den dazugehörigen Antragsunterlagen liegt 
in der Zeit vom 17.10.2016 bis einschließlich 17.11.2016 
 
� der Kreisverwaltung Lippe, Bürgerservice am Hauptein-

gang, 32756 Detmold, Felix-Fechenbach-Straße 5, 
 
� der Stadt Horn-Bad Meinberg, Stadtentwicklung, Bauen 

und Liegenschaften - Raum 24, 32805 Horn-Bad Mein-
berg, Marktplatz 2, 

 
aus und kann dort während der Dienststunden eingesehen 
werden. 
 
Der Antrag und dieser Bekanntmachungstext ist zudem auf 
der Internetseite des Kreises Lippe (www.kreis-lippe.de) 
unter: Natur und Umwelt � Immissionsschutz � Amtliche 
Bekanntmachungen abrufbar. 
 
Dienststunden der Kreisverwaltung Lippe, Bürgerservice: 
Montag bis Donnerstag: Von 07:30 Uhr bis 18:00 Uhr 
Freitag:   Von 07:30 Uhr bis 15:00 Uhr 
sowie nach Vereinbarung. 
 
Dienststunden der Stadtverwaltung Horn-Bad Meinberg, 
Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften: 
Mo., Di., Do., Fr.:  Von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr  
Mittwoch:  Von 07:30 Uhr bis 12:30 Uhr 
Donnerstag: Von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr 

und von 14:00 Uhr bis 17:30 Uhr 
sowie nach Vereinbarung. 
 
Einwendungen gegen das Vorhaben können während der 
Auslegungsfrist und bis zwei Wochen nach Ablauf der Aus-
legungsfrist (bis einschließlich 01.12.2016) schriftlich bei 
der Kreisverwaltung Lippe, 32756 Detmold, Felix-
Fechenbach-Straße 5 und bei der Stadtverwaltung Horn-
Bad Meinberg, Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaf-
ten, 32805 Horn-Bad Meinberg, Marktplatz 2, erhoben 
werden. Maßgebend für fristgerechte Einwendungen ist der 
Eingang der Einwendungen bei den genannten Stellen. Mit 
Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen aus-
geschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen 
Titeln beruhen (§ 10 Abs. 3 des BImSchG). Dies gilt nicht 
für ein sich anschließendes Gerichtsverfahren. Einwen-
dungen, die auf besonderen privatrechtlichen Titeln beru-
hen, sind auf den Rechtsweg vor den ordentlichen Gerich-
ten zu verweisen. 
 
Name und Anschrift der Einwender sind auf den Einwen-
dungen vollständig und deutlich lesbar anzugeben. Ein-
wendungen mit unleserlichen Namen oder Anschrift kön-
nen nicht berücksichtigt 
Werden. Es wird empfohlen, außerdem die Gründe des 
Einwandes darzulegen. In der Einwendung sollten zudem 
Angaben zum Grundstück des Einwenders/ der Einwende-
rin (Straße, Hausnummer) gemacht werden. Die Einwen-
dungsschreiben werden an den Antragsteller zur Stellung-
nahme weitergegeben. Auf Verlangen des Einwenders 
werden dessen Name und Anschrift unkenntlich gemacht, 
soweit die Angaben nicht zur Beurteilung des Inhalts der 
Einwendungen erforderlich sind. Ich weise vorsorglich da-
rauf hin, dass bei Einwendungen hinsichtlich der Schal-
lauswirkungen die Angabe der Anschrift erforderlich ist, um 
die Einwendung beurteilen zu können. 
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Die Einwendungen werden in einem gesonderten Termin 
erörtert; Ort und Zeitpunkt des 
Erörterungstermins werden noch ortsüblich bekanntge-
macht. Diejenigen, die fristgerecht Einwendungen erhoben 
haben, werden von dem Termin gesondert benachrichtigt. 
Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so 
können sie durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt wer-
den. 
 
Der Erörterungstermin ist gemäß § 18 Abs. 1 der 9. BIm-
SchV öffentlich. Im Einzelfall kann aus besonderen Grün-
den die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. Bei Platz-
mangel haben Behördenvertreter, die Antragstellerin und 
Personen, die fristgerecht Einwendungen vorgebracht ha-
ben, sowie deren rechtsgeschäftliche Vertreter und Bei-
stände Vorrang bei der Teilnahme. Die rechtzeitig erhobe-
nen Einwendungen werden in diesem Termin ohne Rück-
sicht auf das Ausbleiben des Antragstellers oder der Per-
sonen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert. Eine 
besondere Einladung zu diesem Termin erfolgt nicht mehr. 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung der Ent-
scheidung über den Antrag auf Erteilung einer Genehmi-
gung und über Einwendungen durch öffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden kann. 
 
Die Auslegung wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BImSchG, § 
8 Abs. 1 der 9. BImSchV, § 9 UVPG 
ortsüblich öffentlich bekannt gemacht. 
 
Im Auftrag  
 
 
gez. Kerkmann 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2016 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
415 Öffentliche Bekanntmachung über das Wider-

spruchsrecht gegen die Weitergabe der Daten 
im Zusammenhang mit Wahlen, Ehe und Al-
tersjubiläen, an Adressbuchverlage, an das 
Bundesamt für Wehrpflicht sowie an öffent-
lich-rechtliche Religionsgesellschaften nach 
dem Bundesmeldegesetz (BMG) 

 
Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten im Zu-
sammenhang mit Wahlen 
 
Gemäß § 50 Absatz 5 BMG besteht das Recht, der Daten-
übermittlung nach § 50 Absatz 1 BMG an Parteien, Wäh-
lergruppen und anderen Trägern von Wahlvorschlägen im 
Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen auf staat-
licher und kommunaler Ebene zu widersprechen. 
Die Stadt Bad Salzuflen als Meldebehörde darf in den 
sechs der Wahl oder Abstimmung vorangehenden Mona-
ten Auskunft aus dem Melderegister über Namen und An-
schriften von Gruppen von Wahlberechtigten erteilen, so-
weit für deren Zusammensetzung das Lebensalter bestim-
mend ist. Die Geburtsdaten der Wahlberechtigten dürfen 
dabei nicht mitgeteilt werden. Die Person oder Stelle, der 
die Daten übermittelt werden, darf diese nur für die Wer-
bung bei einer Wahl oder Abstimmung verwenden und hat 
sie spätestens einen Monat nach der Wahl oder Abstim-
mung zu löschen oder zu vernichten. 
Bei einem Widerspruch werden die Daten nicht übermittelt. 
Der Widerspruch ist bei der Meldebehörde der alleinigen 
Wohnung oder der Hauptwohnung einzulegen. Er muß 
spätestens 6 Monate vor einer Wahl oder Abstimmung bei 
der Meldebehörde eingegangen sein. Er gilt bis zu seinem 
Widderruf. 
 
Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten aus 
Anlass von Alters- oder Ehejubiläen an Mandatsträger, 
Presse oder Rundfunk 
 
Gemäß § 50 Absatz 5 BMG besteht das Recht, der Daten-
übermittlung nach § 50 Absatz 2 BMG zu widersprechen. 
Verlangen Mandatsträger, Presse oder Rundfunk Auskunft 
aus dem Melderegister über Alters- oder Ehejubiläen von 
Einwohners, darf die Stadt Bad Salzuflen als Meldebehör-
de Auskunft erteilen über  

1. Familienname, 
2. Vorname, 
3. Doktorgrad, 
4. Anschrift sowie 
5. Datum und Art des Jubiläums. 

Altersjubiläen sind der 70. Geburtstag und jeder fünfte wei-
tere Geburtstag und ab dem 100. Geburtstag jeder folgen-
de Geburtstag; Ehejubiläen sind das 50. und jedes folgen-
de Ehejubiläum.  
Bei einem Widerspruch werden die Daten nicht übermittelt. 
Der Widerspruch ist bei allen Meldebehörden, bei denen 
die betroffene Person gemeldet ist, einzulegen. Er gilt bis 
zu seinem Widerruf. 
 
Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten an Ad-
ressbuchverlage 
 
Gemäß § 50 Absatz 5 BMG besteht das Recht, der Daten-
übermittlung nach § 50 Absatz 3 BMG an Adressbuchver-
lage widersprechen zu können. 
 

 
Die Stadt Bad Salzuflen als Meldebehörde darf an Adress-
buchverlage zu allen Einwohnern, die das 18. Lebensjahr 
vollendet haben, Auskunft erteilen über 

1. Familienname, 
2. Vorname, 
3. Doktorgrad und 
4. derzeitige Anschriften. 

Die übermittelten Daten dürfen nur für die Herausgabe von 
Adressbüchern (Adressenverzeichnisse in Buchform) ver-
wendet werden. 
Bei einem Widerspruch werden die Daten nicht übermittelt. 
Der Widerspruch ist bei allen Meldebehörden einzulegen, 
bei denen die betroffene Person gemeldet ist. Er gilt bis zu 
seinem Widerruf. 
 
Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten an das 
Bundesamt für Personalmanagement der Bundeswehr 
 
Gemäß § 36 Absatz 2 Satz 1 BMG besteht das Recht, der 
Datenübermittlung nach § 58c Absatz 1 des Soldatenge-
setzes widersprechen zu können. Dies gilt nur bei der An-
meldung von Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, 
die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben.  
Nach § 58b des Soldatengesetzes können sich Frauen und 
Männer, die Deutsche im Sinne des Grundgesetzes sind, 
verpflichten, freiwilligen Wehrdienst zu leisten, sofern sie 
hierfür tauglich sind. Zum Zweck der Übersendung von In-
formationsmaterial übermittelt die Stadt Bad Salzuflen als 
Meldebehörde dem Bundesamt für das Personalmanage-
ment der Bundeswehr aufgrund § 58c Absatz 1 des Solda-
tengesetzes jährlich bis zum 31. März folgende Daten zu 
Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, die im nächs-
ten Jahr volljährig werden: 

1. Familienname, 
2. Vorname, 
3. Gegenwärtige Anschrift. 

Bei einem Widerspruch werden die Daten nicht übermittelt. 
Der Widerspruch ist bei der Meldebehörde der alleinigen 
Wohnung oder der Hauptwohnung einzulegen. Er gilt bis 
zu seinem Widerruf. 
 
Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten an ei-
ne öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaft durch 
den Familienangehörigen eines Mitglieds dieser Reli-
gionsgesellschaft 
 
Gemäß § 42 Absatz 3 Satz 2 BMG besteht das Recht, der 
Datenübermittlung nach § 42 Absatz 2 BMG widersprechen 
zu können. 
Haben Mitglieder einer öffentlich-rechtlichen Religionsge-
sellschaft Familienangehörige, die nicht derselben oder 
keiner öffentliche-rechtlichen Religionsgesellschaft angehö-
ren, darf die Stadt Bad Salzuflen als Meldebehörde von 
diesen Familienangehörigen folgende Daten übermitteln: 

1. Vor- und Familienname, 
2. Geburtsdatum und Geburtsort, 
3. Geschlecht, 
4. Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religi-

onsgesellschaft, 
5. derzeitige Anschriften, 
6. Auskunftssperren nach § 51 BMG sowie  
7. Sterbedatum. 

 
 
 
 
 
 



690 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
Der Widerspruch gegen die Datenübermittlung verhindert 
nicht die Übermittlung von Daten für Zwecke des Steuerer-
hebungsrechts an die jeweilige öffentlich-rechtliche Religi-
onsgesellschaft. Diese Zweckbindung wird dem Empfänger 
bei der Übermittlung mitgeteilt. Der Widerspruch ist bei der 
Meldebehörde der alleinigen Wohnung oder der Haupt-
wohnung einzulegen. Er gilt bis zu seinem Widerruf. 
 
Widersprüche gegen die vorgenannten Weitergaben von 
Daten können entweder direkt bei der Bürgerberatung der 
Stadt Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 19, 32105 
Bad Salzuflen, eingelegt werden, oder ist schriftlich an die  
 

Stadt Bad Salzuflen 
-Bürgerberatung- 

32102 Bad Salzuflen 
 
zu richten. Formulare sind in der Bürgerberatung, Rathaus, 
Rudolph-Brandes-Allee 19 , 32105 Bad Salzuflen erhältlich. 
 
Bad Salzuflen, den 20.09.2016 
Stadt Bad Salzuflen 
 
 
Der Bürgermeister  

Kr.Bl.Lippe 10.10.2016 
 
 
 
416 Öffentliche Auslegung des Entwurfs der Haus-

haltssatzung 2017 der Stadt Bad Salzuflen 
 
Es wird hiermit bekanntgegeben, dass der Entwurf der 
Haushaltssatzung der Stadt Bad Salzuflen für das Haus-
haltsjahr 2017 mit Haushaltsplan und Anlagen am 
28.09.2016 in den Rat eingebracht wurde und für die Dauer 
des Beratungs-verfahrens zur Einsichtnahme beim Fach-
dienst Kämmerei zur Verfügung steht. 
 

Öffnungszeiten 
im Rathaus, Rudolph-Brandes-Allee 19, 2. Obergeschoss, 

Zimmer 2.3 bis 2.5 und Zimmer 2.8c bis 2.9 
(Fachdienst Kämmerei): 

montags bis mittwochs: 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr; 
donnerstags: 8.00 Uhr bis 17.30 Uhr; 

freitags: 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
 
Gegen den Entwurf können Einwohner oder Abgabepflich-
tige vom  
 

11. Oktober 2016 bis zum 31. Oktober 2016 
 
Einwendungen erheben. Die Einwendungen werden im 
Rathaus, Rudolph-Brandes-Allee 19, 2. Obergeschoss, im 
Fachdienst Kämmerei, entgegengenommen. Über die Ein-
wendungen beschließt der Rat in öffentlicher Sitzung. 
 
Bad Salzuflen, den 29. September 2016 
 
Der Bürgermeister 
 
 
Roland Thomas  

Kr.Bl.Lippe 10.10.2016 
 
 
 
 

 
417 5. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung 

für die Abwasserbeseitigung, die Entsorgung 
von Grundstücks-entwässerungsanlagen, die 
Abfallentsorgung und die Straßenreinigung in 
der Stadt Bad Salzuflen vom 29.09.2016 

 
Auf Grund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV 
NRW 1994 S. 666) – in der aktuell gültigen Fassung – und 
der §§ 1, 2, 4, 6 und 10 des Kommunalabgabengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 
21.Oktober 1969 (GV NRW 1969, S. 712) – in der aktuell 
gültigen Fassung – und des Wasserhaushaltsgesetzes 
(WHG) vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585) – in der aktuell 
gültigen Fassung - und der §§ 51 ff. des Wassergesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (LWG NRW) vom 25. 
Juni 1995 (GV NRW 1995, S. 926) – in der aktuell gültigen 
Fassung – und des Abwasserabgabengesetzes (AbwAG) 
vom 18.01.2005 (BGBl. I S 114) – in der aktuell gültigen 
Fassung – und des § 10 der Satzung über die Entsorgung 
von Grundstücksentwässerungsanlagen in der Stadt Bad 
Salzuflen vom 24.04.1986 – in der aktuell gültigen Fassung 
- und der Entwässerungssatzung der Stadt Bad Salzuflen 
vom 20.10.2010 – in der aktuell gültigen Fassung – und 
des § 9 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (LAbfG) vom 21. Juni 1988 (GV NRW 1988 S. 
250) – in der aktuell gültigen Fassung – und des § 21 der 
Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Bad Salzuf-
len vom 16.05.2012 – in der aktuell gültigen Fassung -  und 
der §§ 3 und 4 des Straßenreinigungsgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (StrReinG NRW) vom 18. De-
zember 1975 (GV NRW 1975 S. 706; ber. 1976 S. 12) – in 
der aktuell gültigen Fassung – und des § 6 der Satzung 
über die Straßenreinigung in der Stadt Bad Salzuflen vom 
15.12.2010 – in der aktuell gültigen Fassung -  
 
hat der Rat der Stadt Bad Salzuflen in seiner Sitzung vom 

28.09.2016 folgende Satzung 
beschlossen: 

 
Artikel 1 
 
§ 8 wird wie folgt geändert: 
 

§ 8 
Gebührensätze 

 
1. Grundstücksentwässerung 
1.1. Schmutzwassergebühr 
  1.1.1. bei der Einleitung von unge-

klärten Abwässern 
3,04 € 

    je m³ einschließlich Abwas-
serabgabe 

 

 1.1.2. bei Einleitung von vorgeklär-
ten Abwässern 

1,52 € 

    je m³ einschließlich Abwas-
serabgabe 

  

1.2 Gebühr für die Abfuhr von Grundstück-
sentwässerungsanlagen 

44,68 € 

  Entsorgung Fäkalschlamm/Abwasser 
aus abflusslosen Gruben je  

  

  m³ abgefahrenen Grubeninhaltes   
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1.3. Niederschlagswassergebühr 0,56 € 
  für das Einleiten von Niederschlags-

wasser je m² angeschlossene  
  

  bebaute und befestigte Fläche jährlich   
      
2. Abfallentsorgung   
2.1. Grundgebühr   
  2.1.1. je Haushalt jährlich 24,00 € 
  2.1.2. je Betrieb jährlich 12,00 € 
2.2. Behältergebühr für einen Restmüllbe-

hälter 
  

  inkl. Behältermiete, jährlich   
  2.2.1. 60 l, 4-wöchentliche Entlee-

rung 
50,04 € 

  2.2.2. 80 l, 4-wöchentliche Entlee-
rung 

57,60 € 

  2.2.3. 120 l, 4-wöchentliche Entlee-
rung 

72,72 € 

  2.2.4. 240 l, 4-wöchentliche Entlee-
rung 

117,84 € 

  2.2.5. 60 l, 14-tägliche Entleerung 120,24 € 
  2.2.6. 80 l, 14-tägliche Entleerung 135,24 € 
  2.2.7. 120 l, 14-tägliche Entleerung 165,24 € 
  2.2.8. 240 l, 14-tägliche Entleerung 255,48 € 
2.3. Behältergebühr für eine Biotonne   
  inkl. Behältermiete, jährlich   
  2.3.1. 60 l, 14-tägliche Entleerung 38,16 € 
  2.3.2. 80 l, 14-tägliche Entleerung 47,04 € 
  2.3.3. 120 l, 14-tägliche Entleerung 64,32 € 
  2.3.4. 240 l, 14-tägliche Entleerung 116,76 € 
2.4. Behältergebühr für eine Saisonbiotonne   
  inkl. Behältermiete, jährlich   
  2.4.1. 80 l, 14-tägliche Entleerung 31,36 € 
  2.4.2. 120 l, 14-tägliche Entleerung 42,88 € 
  2.4.3. 240 l, 14-tägliche Entleerung 77,84 € 
2.5. Behältergebühr für einen 770 l-

Container 
  

  ohne Behältermiete   
  2.5.1. 4-wöchentliche Entleerung, 

jährlich 
401,88 € 

  2.5.2. 14-tägliche Entleerung, jähr-
lich 

806,28 € 

  2.5.3. wöchentliche Entleerung, 
jährlich 

1.614,84 € 

  2.5.4. wöchentlich zweimalige Ent-
leerung, jährlich 

3.224,88 € 

  2.5.5. Entleerung auf Abruf, je Ent-
leerung 

39,20 € 

2.6. Behältergebühr für einen 1.100 l-
Container 

  

  ohne Behältermiete   
  2.6.1. 4-wöchentliche Entleerung, 

jährlich 
510,24 € 

  2.6.2. 14-tägliche Entleerung, jähr-
lich 

1.023,00 € 

  2.6.3. wöchentliche Entleerung, 
jährlich 

2.048,28 € 

  2.6.4. wöchentlich zweimalige Ent-
leerung, jährlich 

4.090,68 € 

  2.6.5. bei Entleerung auf Abruf, je 
Entleerung 

48,13 € 

 

 
2.7. Mietgebühr für einen 770 l- bzw. 1.100 l-

Container, jährlich 
70,68 € 

3. Straßenreinigung/Winterwartung   
3.1. Straßenreinigung   
  bei einer jeweils einmaligen wöchentli-

chen Reinigung 
  

  je Grundstücksfrontmeter, jährlich   
  3.1.1. in der Fußgängerzone A 3,31 € 
  3.1.2. in der Fußgängerzone B 3,09 € 
  3.1.3. für verkehrsberuhigte Stra-

ßen - Innenstadtbereich -  
2,77 € 

  3.1.4. für Straßen, die vorwiegend 
dem Anliegerverkehr dienen 

1,21 € 

  3.1.5. für Straßen des innerörtli-
chen Verkehrs 

1,07 € 

  3.1.6. für Straßen des überörtli-
chen Verkehrs 

0,94 € 

3.2. Winterwartung zusätzlich, je Grund-
stücksfrontmeter, jährlich 

  

  3.2.1. in der Fußgängerzone A und 
in der  

2,49 € 

    Fußgängerzone B   
  3.2.2. für verkehrsberuhigte Stra-

ßen  
1,76 € 

    - Innenstadtbereich -   
  3.2.3. für Straßen, die vorwiegend 

dem  
0,44 € 

    Anliegerverkehr dienen,   
    für Straßen des innerörtli-

chen Verkehrs und 
  

    für Straßen des überörtli-
chen Verkehrs 

  

 
Artikel 2 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2017 in Kraft. 

 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende „5. Satzung zur Änderung der Gebühren-
satzung für die Abwasserbeseitigung, die Entsorgung von 
Grundstücksentwässerungsanlagen, die Abfallentsorgung 
und die Straßenreinigung in der Stadt Bad Salzuflen“ wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis nach § 7 Absatz 6 Gemeindeordnung NRW: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften die-
ses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtli-
che Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 
oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 
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Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, der 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmung und des Flächen-
nutzungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzu-
weisen. 
 
Bad Salzuflen, den 29.09.2016 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Roland Thomas 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2016 
 
 
 
418 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 0213 

V „Wohnanlage Heldmanstraße“, Ortsteil 
Schötmar  

 - Satzungsbeschluss 
 

Beschluss des Rates der Stadt Bad Salzuflen vom 
28.09.2016 

 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 0213 V 
„Wohnanlage Heldmanstraße“, Ortsteil Schötmar, in der 
Fassung vom 04.08.2016 wird gemäß §§ 2 und 10 Bauge-
setzbuch (BauGB) in Verbindung mit § 13a BauGB und der 
§§ 7 und 41 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) als Satzung beschlossen. Die zuge-
hörige Begründung in der Fassung vom 04.08.2016 wird 
ebenfalls beschlossen. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 S. 1 BauGB wird der vorstehende Sat-
zungsbeschluss hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Lage und Umfang des vorhabenbezogenen des Bebau-
ungsplanes Nr. 0213 V  
„Wohnanlage Heldmanstraße“, Ortsteil Schötmar sind aus 
dem in dieser Bekanntmachung abgedruckten Planaus-
schnitt ersichtlich. 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der vorhabenbezogene 
Bebauungsplan Nr. 0213 V  
„Wohnanlage Heldmanstraße“, Ortsteil Schötmar in Kraft. 
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplanes Nr. 0213 V 
„Wohnanlage Heldmanstraße“,  
Ortsteil Schötmar wird mit der Begründung gemäß § 10 
Abs. 3 S. 2 BauGB im Fachdienst Stadtplanung und 
Umwelt im Rathaus der Stadt Bad Salzuflen, Rudolph-
Brandes-Allee 19, 6. Obergeschoss, Zimmer 6.2, wäh-
rend der allgemeinen Dienststunden auf Dauer zu jeder-
manns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird auf 
Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 215 BauGB 
 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
bis 3 BauGB beachtliche Verletzung 
der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften, 

 
 

 
b) eine unter Berücksichtigung des § 

214 Abs. 2 BauGB beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplanes 
und des Flächennutzungsplanes und 

 
c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB 

beachtliche Mängel des Abwä-
gungsvorganges,  

 
unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit der Bekanntmachung der Satzung schriftlich 
gegenüber der Stadt Bad Salzuflen geltend gemacht 
worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung be-
gründen soll, ist darzulegen. Satz 1 gilt entsprechend, 
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich 
sind.  

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 BauGB wird hingewiesen. Danach erlöschen 
Entschädigungsansprüche für nach §§ 39 bis 42 
BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn nicht 
innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjah-
res, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, 
die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. Der 
Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des An-
spruchs dadurch herbeiführen, dass er die Entschädi-
gung schriftlich bei der Stadt Bad Salzuflen beantragt. 

 
3. Gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW kann die Verletzung von 

Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung gegen eine Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,  
 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kanntgemacht worden, 
 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Bad Salzuflen vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Stadt Bad Salzuflen, den  29.09.2016   
 
Der Bürgermeister 
 
 
Thomas 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2016 
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419 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 0311 

V „Gewerbegebiet Meerbrede / Erweiterung“, 
Ortsteil Biemsen-Ahmsen  

 –Satzungsbeschluss 
 

Beschluss des Rates der Stadt Bad Salzuflen  
vom 28.09.2016 

 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 0311 V  
„Gewerbegebiet Meerbrede / Erweiterung“, Ortsteil Biem-
sen-Ahmsen, in der Fassung vom 25.07.2016 wird gemäß 
§§ 2 und 10 Baugesetzbuch (BauGB) und der §§ 7 und 41 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) als Satzung beschlossen. Die zugehörige Be-
gründung in der Fassung vom 25.07.2016 einschließlich 
Umweltbericht wird ebenfalls beschlossen. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 S. 1 BauGB wird der vorstehende Sat-
zungsbeschluss hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Lage und Umfang des vorhabenbezogenen des Bebau-
ungsplanes Nr. 0311 V  
„Gewerbegebiet Meerbrede / Erweiterung“, Ortsteil Biem-
sen-Ahmsen sind aus dem in dieser Bekanntmachung ab-
gedruckten Planausschnitt ersichtlich. 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der vorhabenbezogene 
Bebauungsplan Nr. 0311 V  
„Gewerbegebiet  Meerbrede / Erweiterung“, Ortsteil Biem-
sen-Ahmsen in Kraft. 
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplanes Nr. 0311 V 
„Gewerbegebiet Meerbrede / Erweiterung“, Ortsteil Biem-
sen-Ahmsen wird mit der Begründung einschließlich Um-
weltbericht und der zusammenfassenden Erklärung gemäß 
§ 10 Abs. 3 S. 2 BauGB im Fachdienst Stadtplanung und 
Umwelt im Rathaus der Stadt Bad Salzuflen, Rudolph-
Brandes-Allee 19, 6. Obergeschoss, Zimmer 6.2, wäh-
rend der allgemeinen Dienststunden auf Dauer zu jeder-
manns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird auf 
Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 215 BauGB 
 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, 
 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und 
des Flächennutzungsplanes und 
 

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorganges,  

 
unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jah-
res seit der Bekanntmachung der Satzung schriftlich ge-
genüber der Stadt Bad Salzuflen geltend gemacht worden 
sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, 
ist darzulegen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach 
§ 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind.  
 
 

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 BauGB wird hingewiesen. Danach erlöschen 
Entschädigungsansprüche für nach §§ 39 bis 42 
BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn nicht 
innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjah-
res, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, 
die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. Der 
Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des An-
spruchs dadurch herbeiführen, dass er die Entschädi-
gung schriftlich bei der Stadt Bad Salzuflen beantragt. 

 
3. Gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW kann die Verletzung von 

Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung gegen eine Satzung nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,  

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Bad Salzuflen vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Stadt Bad Salzuflen, den    29.09.2016  
 
Der Bürgermeister 
 
 
Thomas 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2016 
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420 Bebauungsplan Nr. 0906 "Südlich Alte Land-

straße", Ortsteil Retzen  
 - Satzungsbeschluss 
 

Beschluss des Rates der Stadt Bad Salzuflen 
vom 28.09.2016 

 
Der Bebauungsplan Nr. 0906 „Südlich Alte Landstraße“, 
Ortsteil Retzen in der Fassung vom 07.06.2016 wird ge-
mäß §§ 2 und 10 Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung 
mit §§ 7 und 41 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) als Satzung beschlossen. Die zuge-
hörige Begründung einschließlich Umweltbericht in der 
Fassung vom 07.06.2016 wird ebenfalls beschlossen. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 S. 1 BauGB wird der vorstehende Sat-
zungsbeschluss hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Lage und Umfang des Bebauungsplanes Nr. 0906 „Südlich 
Alte Landstraße“,  
Ortsteil Retzen sind aus dem in dieser Bekanntmachung 
abgedruckten Planausschnitt ersichtlich. 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 
0906 „Südlich Alte Landstraße“,  
Ortsteil Retzen in Kraft. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 0906 „Südlich Alte Landstraße“, 
Ortsteil Retzen  
wird mit der Begründung einschließlich Umweltbericht und 
zusammenfassender Erklärung gemäß § 10 Abs. 3 S. 2 
BauGB im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt im 
Rathaus der Stadt Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-
Allee 19, 6. Obergeschoss, Zimmer 6.2, während der all-
gemeinen Dienststunden auf Dauer zu jedermanns Einsicht 
bereitgehalten. Über den Inhalt wird auf Verlangen Aus-
kunft gegeben. 
 

Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 215 BauGB 
 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, 
 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und 
des Flächennutzungsplanes und 
 

 
c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 

Mängel des Abwägungsvorganges,  
 
unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jah-
res seit der Bekanntmachung der Satzung schriftlich ge-
genüber der Stadt Bad Salzuflen geltend gemacht worden 
sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, 
ist darzulegen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach 
§ 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind.  
 
 
 
 
 

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 BauGB wird hingewiesen. Danach erlöschen 
Entschädigungsansprüche für nach §§ 39 bis 42 
BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn nicht 
innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjah-
res, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, 
die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. Der 
Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des An-
spruchs dadurch herbeiführen, dass er die Entschädi-
gung schriftlich bei der Stadt Bad Salzuflen beantragt. 

 
3. Gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW kann die Verletzung von 

Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung gegen eine Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,  

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Bad Salzuflen vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Stadt Bad Salzuflen, den 29.09.2016   
 
Der Bürgermeister 
 
 
Thomas 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2016 
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421 3. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Bad 

Salzuflen über die Erhebung eines Kurbeitrages 
-Kurbeitragssatzung- vom 11.12.2008 

 
Der Rat der Stadt Bad Salzuflen hat aufgrund der §§ 7 und 
41 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14 
Juli 1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023) und des § 11 
des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 
712/SGW NRW 610) –jeweils in der bei Erlass der Satzung 
geltenden Fassung- in seiner Sitzung am 28.09.2016 fol-
gende Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Bad Sal-
zuflen über die Erhebung eines Kurbeitrages -
Kurbeitragssatzung- beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die Satzung der Stadt Bad Salzuflen über die Erhebung 
eines Kurbeitrages  
-Kurbeitragssatzung- vom 11. Dezember 2008 wird wie 
folgt geändert: 
 
1) Der § 7 Abs. 2 der Kurbeitragssatzung erhält folgende 

Fassung: 
 
Die Meldungen nach Ziffer 1 Buchstabe a) der Satzung ha-
ben mittels eines elektronischen Meldeverfahrens zu erfol-
gen. Die Staatsbad Salzuflen GmbH stellt hierfür den Un-
terkunftsgebern die personalisierten Zugangsdaten und die 
Druckvorlagen für die Meldescheine und Kurkarten zur Ver-
fügung. Die Erfassung, Erstellung, Verwaltung und Ab-
rechnung der Meldescheine und Kurkarten erfolgt mit Hilfe 
eines eigenen internetfähigen Personal Computers und des 
eigenen Druckers. Die elektronisch übermittelten Daten bil-
den die Grundlage für die Abrechnung der Kurbeiträge 
durch die Staatsbad Salzuflen GmbH. 
Die Meldungen nach Ziffer 1 Buchstabe a) der Satzung 
können auch mittels der von der Stadt Bad Salzuflen vor-
geschriebenen Meldeformulare unter Angabe des An- und 
Abreisetages des Kurbeitragspflichtigen erfolgen. Im Falle 
einer geänderten Abreise ist dies der Staatsbad Salzuflen 
GmbH unverzüglich zu melden. Das Staatsbad stellt die 
Meldeformulare zur Verfügung. Verlorene oder nicht mehr 
nachweisbare Meldeformulare werden dem Meldepflichti-
gen mit einem Betrag von 50 € je Meldeformular in Rech-
nung gestellt. 
 
2) Der § 10 erhält folgende Fassung: 
 
Die Änderung der Kurbeitragssatzung tritt zum 01.01.2017 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die derzeit gültige Kurbeitragssat-
zung außer Kraft. 
 

§ 2 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2017 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende „3. Änderungssatzung zur Satzung der 
Stadt Bad Salzuflen über die Erhebung eines Kurbeitrages 
Kurbeitragssatzung- vom 11.12.2008“ wird hiermit öffent-
lich bekanntgemacht. 
 
 
 
 

 
Hinweis nach § 7 Absatz 6 Gemeindeordnung NRW: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften die-
ses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtli-
che Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 
 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 
oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekanntgemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form - oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, der 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmung und des Flächen-
nutzungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzu-
weisen. 
 
Bad Salzuflen, den 29.09.2016 
 
Stadt Bad Salzuflen 
 
Der Bürgermeister 
 
 
Roland Thomas 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2016 
 
 
 
422 9. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung vom 

4. Oktober 2016 
 
Aufgrund von § 7 Absatz 1 Satz 1 i.V.m. § 41 Absatz 1 
Satz 2 Buchstabe f der Gemein-deordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NW. S. 666), zuletzt geändert durch 
Art. I des Gesetzes zur Änderung der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen vom 03.02.2015 
(GV.NRW S. 208), hat der Rat der Stadt Bad Salzuflen am 
28.09.2016 folgende 9. Satzung zur Änderung der Haupt-
satzung beschlossen: 
 
Artikel 1 
 
§ 16 a entfällt 
 
Artikel 2 
  
Die Änderungssatzung tritt am Tage nach Ihrer Bekannt-
machung in Kraft 
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Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Änderungssatzung wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Hinweis nach § 7 Absatz 6 Gemeindeordnung NRW: 
 
" Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige orts-
rechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr gel-
tend gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 
 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmungen 
oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekannt gemacht worden, 

 
 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, der 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmung und des Flächen-
nutzungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzu-
weisen." 
 
Bad Salzuflen, den 4. Oktober 2016 
 
Stadt Bad Salzuflen 
 
Der Bürgermeister 
 
 
Roland Thomas 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2016 
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Stadt Blomberg 
 
423 Auslegung des Entwurfs der Haushaltssatzung 

der Stadt Blomberg mit Anlagen für das Haus-
haltsjahr 2017 

 
Es wird hiermit bekannt gemacht, dass der Entwurf der  
Haushaltssatzung der Stadt Blomberg für das Haushalts-
jahr 2017 mit Haushaltsplan und Anlagen gemäß § 80 Abs. 
3 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV.NRW. S.666) in der zurzeit geltenden Fassung ab dem 
11. Oktober 2016 während des Beratungsverfahrens im 
Rat in der Kämmerei der Stadtverwaltung Blomberg, Zim-
mer Nr. 13, Am Martiniturm 1, 32825 Blomberg im Rahmen 
der Dienstzeiten zur Einsichtnahme öffentlich ausliegt. 
 
Einwohner oder Abgabepflichtige können gegen den Ent-
wurf der Haushaltssatzung der Stadt Blomberg mit Haus-
haltsplan und Anlagen für das Haushaltsjahr  2017 inner-
halb einer Frist von vierzehn Tagen nach Beginn der Aus-
legung Einwendungen schriftlich oder zur Niederschrift bei 
der Stadtverwaltung Blomberg, Kämmerei, Am Martiniturm 
1, 32825 Blomberg, erheben. Über die Einwendungen ent-
scheidet der Rat der Stadt Blomberg in öffentlicher Sitzung. 
 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung ist auch auf 
der Internetseite der Stadt Blomberg unter www.blomberg-
lippe.de / Verwaltung / öffentliche Bekanntmachungen ein-
sehbar.  
 
Blomberg, den 20. September 2016 
Stadt Blomberg 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Geise 
(Geise) 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2016 
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Gemeinde Kalletal 
 
424 Hinweis zum Widerspruchsrecht  gegen die 

Datenübermittlung aus dem Melderegister an 
das Bundesamt für das Personalmanagement 
der Bundeswehr (§ 36 Abs. 2 Bundesmeldege-
setz)  

 
Nach § 58c  Soldatengesetz  (SG) übermitteln die Melde-
behörden dem Bundesamt für das Personalmanagement 
der Bundeswehr zum Zweck der Übersendung von Infor-
mationsmaterial über Tätigkeiten in den Streitkräften jähr-
lich  bis zum 31. März folgende Daten zu Personen mit 
deutscher Staatsangehörigkeit, die im nächsten Jahr voll-
jährig werden: 
 
1. Familienname, 
 
2. Vornamen, 
 
3. gegenwärtige Anschrift 
 
Die Datenübermittlung unterbleibt, wenn die Betroffenen ihr 
nach § 36 Absatz 2 des Bundesmeldegesetzes widerspro-
chen haben. 
 
Der Widerspruch gegen die zuvor genannte Datenübermitt-
lung kann  
 

• entweder zur Niederschrift im Bürgerbüro der Ge-
meinde Kalletal, Rintelner Straße 3, 32689 Kalletal, 
eingelegt 

 
oder 

 
• schriftlich an die Gemeinde Kalletal, Rintelner Stra-

ße 3, 32689 Kalletal, gerichtet  
 

werden. 
 
Kalletal, den 28.09.2016 
 
Gemeinde Kalletal 
Der Bürgermeister 
 
 
(Mario Hecker) 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2016 
 
 
 
425 Hinweise zum Widerspruchsrecht gegen die 

Datenübermittlung aus dem Melderegister (§ 
42, § 50 des Bundesmeldegesetzes - BMG) 

 
Gemäß §§ 42, 50  des Bundesmeldegesetzes sind folgen-
de Datenübermittlungen durch die Gemeinde Kalletal als 
Meldebehörde zulässig: 
 
1. Datenübermittlungen an öffentlich-rechtliche Reli-

gionsgesellschaften (§ 42  Abs. 2 BMG) 
 

Haben Mitglieder einer öffentlich-rechtlichen Religions-
gesellschaft Familienangehörige, die nicht derselben 
oder keiner öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft 
angehören, darf die Meldebehörde von diesen Fami-
lienangehörigen folgende Daten übermitteln: Vor- und 

 
Familiennamen, Geburtsdatum und Geburtsort, Ge-
schlecht, Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft, derzeitige Anschriften, Aus-
kunftssperren nach § 51 BMG, Sterbedatum.  Familien-
angehörige sind der Ehegatte oder Lebenspartner, 
minderjährige Kinder und die Eltern von minderjährigen 
Kindern. Betroffene Personen haben das Recht, der 
Übermittlung ihrer Daten zu widersprechen. Dies gilt 
nicht, soweit Daten für Zwecke des Steuererhebungs-
rechts der jeweiligen öffentlich-rechtlichen Religionsge-
sellschaft übermittelt werden. 

 
2. Datenübermittlungen an politische Parteien (§ 50 

Abs. 1 BMG)  
 

Die Meldebehörde darf Parteien, Wählergruppen und 
anderen Trägern von Wahlvorschlägen im Zusammen-
hang mit Wahlen und Abstimmungen auf staatlicher 
und kommunaler Ebene in den sechs der Wahl oder 
Abstimmung vorangehenden Monaten Auskunft aus 
dem Melderegister über die in § 44 Abs. 1 Satz 1 be-
zeichneten Daten (Vor- und Familiennamen, Doktor-
grad und derzeitige Anschriften) von Gruppen von 
Wahlberechtigten erteilen, soweit für deren Zusammen-
setzung das Lebensalter bestimmend ist. Die betroffene 
Person hat das Recht, der Übermittlung ihrer Daten zu 
widersprechen. 

 
3. Datenübermittlung von Alters- und Ehejubiläen  (§ 

50 Abs. 2 BMG) 
 

Verlangen Mandatsträger, Presse oder Rundfunk Aus-
kunft aus dem Melderegister über Alters- oder Ehejubi-
läen von Einwohnern, darf die Meldebehörde Auskunft 
über Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift 
sowie Datum und Art des Jubiläums erteilen. Die be-
troffene Person hat das Recht, der Übermittlung ihrer 
Daten zu widersprechen. 
 

4. Datenübermittlung an Adressbuchverlage (§ 50 
Abs. 3 BMG)  

 
Für die Herausgabe von Adressbüchern (Adressver-
zeichnisse in Buchform) darf die Meldebehörde Aus-
kunft über Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, derzei-
tige Anschriften, zu allen Einwohnern erteilen, die das 
18. Lebensjahr vollendet haben. Die betroffene Person 
hat das Recht, der Übermittlung ihrer Daten zu wider-
sprechen. 

 
Der Widerspruch gegen die zuvor genannten Datenüber-
mittlungen kann  
 

• entweder zur Niederschrift im Bürgerbüro der Ge-
meinde Kalletal, Rintelner Straße 3, 32689 Kalletal, 
eingelegt  

 
oder 

 
• schriftlich an die Gemeinde Kalletal, Rintelner Stra-

ße 3, 32689 Kalletal, gerichtet  
 

werden. 
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Es ist zu beachten, dass Widersprüche  zu 
 
2.  spätestens 6 Monate vor einer Wahl, 
 
3. spätestens 3 Monate vor einem Alters- oder Ehejubilä-

um, 
 
4. 10 Monate vor Herausgabe eines Adressbuches 
 
bei der Gemeinde Kalletal eingegangen sein müssen. 
 
Der Widerspruch bleibt bis auf Widerruf gültig. 
 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung Hinweise 
zum Widerspruchsrecht  gegen die Datenübermittlung 
aus dem Melderegister ist auf der Internetseite der Ge-
meinde Kalletal 
"http://www.kalletal.de//Bekanntmachungen" einsehbar. 
 
Kalletal, den 28.09.2016 
 
Gemeinde Kalletal 
Der Bürgermeister 
 
 
Mario Hecker 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2016 
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Stadt Lage 
 
426 8. Änderung und Erweiterung des Bebauungs-

plans G 122 "Östliche Brandheide" und 83. 
Änderung des Flächennutzungsplans der 
Stadt Lage 

 
hier:  
a) Aufstellungsbeschluss zur 83. Änderung des Flä-

chennutzungsplans der Stadt  
Lage (Parallelverfahren gem. § 8 Abs. 3 BauGB zur 
8. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplans 
G 122 „Östliche Brandheide“)  

b) Durchführung der öffentlichen Auslegung des Ent-
wurfs zur 83. Änderung des Flächennutzungsplans 
der Stadt Lage sowie des Entwurfs zur 8. Änderung 
und Erweiterung des Bebauungsplans G 122 „Östli-
che Brandheide“ gem. § 3 Abs. 2 BauGB 

 
Räumlicher Geltungsbereich: s. Planausschnitt 
 
Gemäß § 3 Abs. 2 des Baugesetzbuches (BauGB) wird 
hiermit bekannt gemacht, dass der Rat der Stadt Lage in 
seiner Sitzung am 06.10.2016 den Aufstellungsbeschluss 
zur 83. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt La-
ge gem. § 2 BauGB beschlossen hat. Darüber hinaus wird 
bekanntgemacht, dass der Bau- und Planungsausschuss 
und der Rat der Stadt Lage in ihren Sitzungen am 
06.10.2016 die Durchführung der öffentlichen Auslegung 
des Entwurfs zur 8. Änderung des Bebauungsplans G 122 
der Stadt Lage im Ortsteil Hardissen sowie zur 83. Ände-
rung des Flächennutzungsplans im Parallelverfahren be-
schlossen haben. 
 
Die Beschlüsse vom 06.10.2016 haben folgenden Wortlaut: 
 
a) Beschlussfassung durch den Bau- und Planungsaus 
    schuss 
Der Auswertung der im Rahmen der frühzeitigen Beteili-
gung eingegangenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange und Nachbarkommunen zur 8. Änderung und Erwei-
terung des Bebauungsplans G 122 „Östliche Brandheide“ 
der Stadt Lage gemäß Anlage 2 zur BV 095/10. LEGISL. 
wird zugestimmt. 
 
b) Beschlussempfehlung durch den Bau- und Planungs 
    ausschuss 
    Beschlussfassung durch den Rat der Stadt Lage 
Das Verfahren zur 8. Änderung und Erweiterung des Be-
bauungsplan G 122 „Östliche Brandheide“ wird nicht mehr 
im beschleunigten Verfahren gemäß § 13 a BauGB, son-
dern im Normalverfahren gemäß Baugesetzbuch weiterge-
führt. Von einer erneuten Durchführung der frühzeitigen 
Beteiligung wird gemäß § 3 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 BauGB ab-
gesehen. 
 
C) Beschlussempfehlung durch den Bau- und Planungs 
    ausschuss 
    Beschlussfassung durch den Rat der Stadt Lage 
Die Aufstellung der 83. Änderung des Flächennutzungs-
plans mit dem Ziel der Ausweisung einer der Sonderbau-
fläche „großflächiger Einzelhandel – Lebensmittel“ im OT 
Hardissen wird gem. § 2 BauGB beschlossen. Die Grenzen 
des räumlichen Geltungsbereichs sind im Planauszug im 
Maßstab 1:5.000 dargestellt. Das Verfahren wird gem. § 8 
Abs. 3 BauGB parallel zur 8. Änderung und Erweiterung  

 
des Bebauungsplans G 122 „Östliche Brandheide“ der 
Stadt Lage durchgeführt. 
 
d) Beschlussempfehlung durch den Bau- und Planungs- 
    ausschuss 
    Beschlussfassung durch den Rat der Stadt Lage 
Von der Durchführung einer frühzeitigen Beteiligung gem. 
§§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB im Rahmen der 83. Ände-
rung des Flächennutzungsplans wird unter Anwendung des 
BauGB § 3 (1) Satz 3 Nr. 2 abgesehen. 
 
e) Beschlussfassung durch den Bau- und Planungsaus- 
    schuss 
Die Verwaltung wird beauftragt, den Entwurf der 8. Ände-
rung und Erweiterung des  
Bebauungsplan G 122 „Östliche Brandheide“ mit den zuvor 
bestimmten Planinhalten gem. § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich 
auszulegen. 
 
f) Beschlussempfehlung durch den Bau- und Planungsaus- 
   schuss 
   Beschlussfassung durch den Rat der Stadt Lage 
Die Verwaltung wird beauftragt, den Entwurf der 83. Ände-
rung des Flächennutzungsplans mit den zuvor bestimmten 
Planinhalten gem. § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen. 
 
Hiermit wird gem. § 3 Abs. 2 des Baugesetzbuches 
(BauGB) bekannt gemacht, dass die öffentliche Auslegung 
der 8. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplans G 
122 „Östliche Brandheide“ im OT Hardissen sowie die 83 
Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Lage in der 
Zeit vom  
 

18. Oktober bis einschließlich 18. November 2016 
 
im Fachteam Planen der Stadt Lage, St.Johann-Str.6 (1. 
Obergeschoss, Flur), 32791 Lage, während der Dienst-
stunden stattfindet. Zusätzlich können die Entwürfe zur 8. 
Änderung des Bebauungsplan G 122 sowie zur 83 Ände-
rung des Flächennutzungsplans im Internet eingesehen 
werden unter http://www2.lage.de/Bauen-und-
Wirtschaft/Entwickeln-und-
Planen/Stadtplanung/Öffentlichkeitsbeteiligung. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem in dieser 
Bekanntmachung abgedruckten Übersichtsplan ersichtlich. 
Der räumliche Geltungsbereich ist in dem Übersichtsplan 
im Maßstab 1:5.000 mit einer schwarzen unterbrochenen 
Linie eingegrenzt. Für die genaue Abgrenzung ist die 
Grenzeintragung in dem ausliegenden Plan verbindlich.  
 
Es sind folgende Arten umweltbezogener Informationen 
und wesentliche bereits vorliegende umweltbezogene Stel-
lungnahmen bei der Stadt Lage verfügbar: 
 

I. Umweltbericht zur 8. Änderung und Erweiterung des 
Bebauungsplan G 122 „Östliche Brandheide“ und 83. 
Änderung des Flächennutzungsplan der Stadt Lage 

 
Thema: Im Umweltbericht wird u. a. die Bestandssitua-
tion erfasst und der vorhandene Umweltzustand bewer-
tet sowie die Entwicklung des Umweltzustandes sowohl 
bei Durchführung der Planung als auch bei Nichtdurch-
führung der Planung untersucht und beurteilt. Insbe-
sondere werden Aussagen zum Schutzgut Mensch und 
menschliche Gesundheit (Schadstoff-, Schall- und 
Lichtimmissionen), zu Boden, Wasser, Luft und Klima 
Tiere und Pflanzen, schutzwürdigen Biotopen,  
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Landschaft, biologische Vielfalt und Wechselwirkungen 
getroffen. Es werden Maßnahmen zur Vermeidung und 
Minderung von Beeinträchtigungen aufgezeigt. 

 
II. Fachgutachten und fachgutachterliche Stellungnahmen 

zur 8. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplans 
G 122 „Östliche Brandheide“ sowie zur 83. Änderung 
des Flächennutzungsplans 

 
1. Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag (Höke Land-

schaftsarchitektur, Bielefeld, Oktober 2015) 
 

Thema: Prüfung der Verbotstatbestände gemäß § 
44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sowie 
ggf. der Voraussetzungen für eine Ausnahme ge-
mäß § 45 Abs. 7 BNatSchG für die die planungsre-
levanten streng geschützten Arten und die europäi-
schen Vogelarten (§ 7 BNatschG) einschließlich 
Darlegung artenschutzrechtlicher Vermeidungs- / 
Minderungsmaßnahmen 
 

2. Schalltechnische Untersuchung (Ingenieurbüro für 
Schall- und Schwingungstechnik Goritzka, Leipzig, 
Mai 2016)  

 
Thema: Rechnerische Ermittlung der dem Bauvor-
haben „Großflächiger Einzelhandel“ zuzuordnenden 
Schallimmissionsbelastung, schalltechnische Beur-
teilung der Schallemissionen und Aufzeigen von 
Schallschutzmaßnahmen 

 
III. Stellungnahmen der Fachbehörden und sonstiger Trä-

ger öffentlicher Belange aus der frühzeitigen Behörden-
beteiligung gemäß § 4 (1) BauGB 

 
1. Stellungnahme der Bezirksregierung vom 3. Febru-

ar 2016 
Thema: Wasserschutzgebiete, Agrarstruktur und 
Landwirtschaft  

 
2. Stellungnahme des Kreises Lippe vom 9. Februar 

2016 
Thema: Wasserwirtschaft (Wasserschutzgebiete), 
Naturschutz und Landschaftspflege (Begrünung des 
Plangebietes), Verkehr 

 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen zu 
den offen liegenden Entwürfen der 8. Änderung und Erwei-
terung des Bebauungsplans G 122 „Östliche Brandheide“ 
sowie zur 83. Änderung des Flächennutzungsplans der 
Stadt Lage, OT Hardissen, schriftlich oder mündlich zur 
Niederschrift bei der vorgenannten Auslegungsstelle abge-
geben werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellung-
nahmen können bei der Beschlussfassung über die Bau-
leitpläne unberücksichtigt bleiben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 47 Abs. 2 a der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) ein Antrag auf Nor-
menkontrolle unzulässig ist, wenn mit ihm nur Einwendun-
gen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im 
Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend ge-
macht wurden, aber hätten geltend gemacht werden kön-
nen. 
 
Lage, 06.10.2016 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2016 
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Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
427 Erste Änderungsverordnung zur „Ordnungs-

behördlichen Verordnung über die  Aufrechter-
haltung der öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung im Gebiet der Stadt Schieder-
Schwalenberg“ vom 29. 09. 2016 

 
Aufgrund der §§ 27 Abs. 1, Abs. 4 Satz 1; 31 des Gesetzes 
über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden -
Ordnungsbehördengesetz (OBG)- in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 13.05.1980 (GV NW S. 528 / SGV 
NRW 2060), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
02.10.2014 (GV NRW S. 644) und der §§ 9 Abs. 3; 10 Abs. 
4 des Gesetzes zum Schutz vor Luftverunreinigungen, Ge-
räuschen und ähnlichen Umwelteinwirkungen –Landes-
Immissionsschutzgesetz (LImschG)- in der Fassung vom 
18.03.1975 (GV NW S. 232 / SGV NRW 7129), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 05.07.2011 (GV NRW, S. 358), 
wird von der Stadt Schieder-Schwalenberg als örtliche 
Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des Rates der Stadt 
Schieder-Schwalenberg vom  29.09.2016 folgende Ände-
rungsverordnung erlassen: 
 
§ 1 
 
Die Ordnungsbehördliche Verordnung über die Aufrechter-
haltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung im Gebiet 
der Stadt Schieder-Schwalenberg vom 09.09.2005 wird wie 
folgt geändert: 
 
§ 6 Absatz 1 Nummer 4 wird um Satz 3 ergänzt: 
„Falls derartige Stoffe durch Unfall oder aus einem anderen 
Grunde auslaufen, hat der Verursacher alle erforderlichen 
Maßnahmen zu ergreifen, um ein Eindringen dieser Stoffe 
in das Grundwasser oder in die Kanalisation zu verhin-
dern.“ 
 
§ 6 Absatz 1 wird um Nummer 5 ergänzt: 
„der Transport von Flugasche, Flugsand oder ähnlichen 
Materialien auf offenen Lastkraftwagen, sofern diese Stoffe 
nicht abgedeckt oder in verschlossenen Behältern verfüllt 
worden sind.“ 
 
§ 7 Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 
„Das Abstellen von Altkleidern, Dosen, Glas, Papier, 
Sperrmüll oder dergleichen neben Recycling-containern ist 
verboten.“ 
Der bisherige § 7 Absatz 3 wird Absatz 4. 
Der bisherige § 7 Absatz 4 wird Absatz 5. 
 
§ 9 wird um Absatz 5 ergänzt: 
„Das Rauchen auf Kinderspielplätzen ist verboten.“ 
 
§ 12 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
Die bisherige Nummer 2 wird gestrichen. 
Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 2. 
Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 3. 
Die bisherige Nummer 5 wird gestrichen. 
Die bisherige Nummer 6 wird Nummer 4 und erhält folgen-
den Wortlaut: „für die Weihnachtsmärkte bis 23.00 Uhr;“. 
Die bisherige Nummer 7 wird Nummer 5. 
 
§ 12 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
„Die Ausnahmen unter Nr. 2 bis 5 des Absatzes 1 sind auf 
den jeweiligen Festplatz bzw. Veranstaltungsort be-
schränkt. 

 
§ 12 Absatz 3 entfällt. 
 
§ 2 
 
Diese Änderungsverordnung tritt eine Woche nach dem 
Tage ihrer Verkündung in Kraft 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Änderungsverordnung wird hiermit öffent-
lich bekannt gemacht. 
 
Es wird hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen  dieser Änderungsverordnung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) diese Änderungsverordnung ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Schieder-Schwalenberg vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Schieder-Schwalenberg, den 29.09.2016 
 
 
Jörg Bierwirth 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2016 
 
 
 
428 S a t z u n g über die Erhebung von Kostener-

satz und Entgelten bei Einsätzen der Freiwilli-
gen Feuerwehr der Stadt Schieder-
Schwalenberg vom 29.09.2016 

 
Der Rat der Stadt Schieder-Schwalenberg hat aufgrund der 
§§ 7 und 41 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe f und i der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. 
S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
25. Juni 2015 (GV. NRW. S 496), des § 52 Absatz 2, 3, 4, 
5 Satz 2 und 6 des Gesetzes über den Brandschutz, die 
Hilfeleistung und den Katastrophenschutz (BHKG) vom 17. 
Dezember 2015 (GV. NRW. S. 886) und der §§ 1, 2, 4 und 
6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV.  NW. S. 712), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 08. September 2015 (GV. 
NRW. S. 666), in seiner Sitzung am 29.09.2016 folgende 
Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Leistungen der Feuerwehr 

 
(1) Die Stadt Schieder-Schwalenberg unterhält für den 

Brandschutz und die Hilfeleistung eine Freiwillige Feu-
erwehr nach Maßgabe des Gesetzes über den Brand-
schutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz 
(BHKG). 
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(2) Darüber hinaus stellt die Freiwillige Feuerwehr bei Ver-

anstaltungen nach Maßgabe des § 27 BHKG Brandsi-
cherheitswachen, soweit die Veranstalterin oder der 
Veranstalter dieser Verpflichtung nicht genügt oder ge-
nügen kann. 

 
(3) Des Weiteren kann die Freiwillige Feuerwehr auf Antrag 

auch freiwillige Hilfeleistungen erbringen. Ein Rechts-
anspruch zur Durchführung solcher Hilfeleistungen be-
steht nicht. Über die Durchführung entscheidet die Lei-
tung der Freiwilligen Feuerwehr im Einvernehmen mit 
dem Bürgermeister. 

 
§ 2 

Erhebung von Kostenersatz und Entgelten 
 
(1) Die Einsätze der Freiwilligen Feuerwehr nach § 1 Ab-

satz 1 sind unentgeltlich, soweit in Absatz 2 nichts an-
deres bestimmt ist. 

 
(2) Für die nachfolgend aufgeführten Einsätze der Freiwilli-

gen Feuerwehr wird Ersatz der entstandenen Kosten 
verlangt: 

 
1. von der Verursacherin oder dem Verursacher, wenn 

sie oder er die Gefahr oder den Schaden vorsätzlich 
oder grob fahrlässig herbeigeführt hat, 

 
2. von der Eigentümerin oder dem Eigentümer eines 

Industrie- oder Gewerbebetriebs für die bei einem 
Brand aufgewandten Sonderlösch- und Sonderein-
satzmittel, 

 
3. von der Betreiberin oder dem Betreiber von Anlagen 

oder Einrichtungen gemäß §§ 29 Absatz 1, 30 Ab-
satz 1 Satz 1 oder 31 BHKG im Rahmen ihrer Ge-
fährdungshaftung nach sonstigen Vorschriften, 

 
4. von der Fahrzeughalterin oder dem Fahrzeughalter, 

wenn die Gefahr oder der Schaden bei dem Betrieb 
von Kraft-, Schienen-, Luft- oder Wasserfahrzeugen 
oder eines Anhängers, der dazu bestimmt ist von 
einem Kraftfahrzeug mitgeführt zu werden, entstan-
den ist, sowie von dem Ersatzpflichtigen in sonsti-
gen Fällen der Gefährdungshaftung, 

 
5. von der Transportunternehmerin oder dem Trans-

portunternehmer, der Eigentümerin oder dem Ei-
gentümer, der Besitzerin oder dem Besitzer oder 
sonstigen Nutzungsberechtigten, wenn die Gefahr 
oder der Schaden bei der Beförderung von Gefahr-
stoffen oder anderen Stoffen und Gegenständen, 
von denen aufgrund ihrer Natur, ihrer Eigenschaften 
oder ihres Zustandes im Zusammenhang mit der 
Beförderung Gefahren für die öffentliche Sicherheit 
oder Ordnung, insbesondere für die Allgemeinheit, 
für wichtige Gemeingüter, für Leben und Gesund-
heit von Menschen sowie für Tiere und Sachen 
ausgehen können oder Wasser gefährdenden Stof-
fen entstanden ist, 

 
6. von der Eigentümerin oder dem Eigentümer, der 

Besitzerin oder dem Besitzer oder sonstigen Nut-
zungsberechtigten, wenn die Gefahr oder der Scha-
den beim sonstigen Umgang mit Gefahrstoffen oder 
Wasser gefährdenden Stoffen gemäß Nummer 5 
entstanden ist, soweit es sich nicht um Brände han-
delt, 

 
7. von der Eigentümerin oder dem Eigentümer, der 

Besitzerin oder dem Besitzer oder sonstigen Nut-
zungsberechtigten einer Brandmeldeanlage außer 
in Fällen nach Nummer 8, wenn der Einsatz Folge 
einer nicht bestimmungsgemäßen oder missbräuch-
lichen Auslösung ist, 

 
8. von einem Sicherheitsdienst, wenn dessen Mitarbei-

terin oder Mitarbeiter eine Brandmeldung ohne eine 
für den Einsatz der Feuerwehr erforderliche Prüfung 
weitergeleitet hat, 

 
9. von derjenigen Person, die vorsätzlich grundlos o-

der in grob fahrlässiger Unkenntnis der Tatsachen 
die Feuerwehr alarmiert hat. 

 
(3) Zu den Einsatzkosten gehören auch die notwendigen 

Auslagen für die kostenpflichtige Hinzuziehung Dritter. 
Über die Beauftragung entscheidet die Einsatzleitung.  

 
(4) Für Brandsicherheitswachen und für freiwillige Leistun-

gen der Freiwilligen Feuerwehr Schieder-Schwalenberg 
werden Entgelte erhoben. 

 
(5) Besteht neben der Pflicht der Feuerwehr zur Hilfeleis-

tung die Pflicht einer anderen Behörde oder Einrichtung 
zur Schadensverhütung und Schadensbekämpfung, so 
sind die Kosten für den Feuerwehreinsatz vom Rechts-
träger der anderen Behörde oder Einrichtung zu erstat-
ten, sofern ein Kostenersatz nach Absatz 2 nicht mög-
lich ist. 

 
§ 3 

Berechnungsgrundlage 
 
(1) Der Kostenersatz und die Entgelte für Personal, Fahr-

zeuge und Geräte werden nach betriebswirtschaftlichen 
Grundsätzen berechnet. Es können Pauschalbeträge 
festgelegt werden. Zu den Kosten gehören auch die an-
teilige Verzinsung des Anlagekapitals und die anteiligen 
Abschreibungen sowie Verwaltungskosten einschließ-
lich anteiliger Gemeinkosten.  

 
(2) Soweit der Kostenersatz und die Entgelte nach Stunden 

zu berechnen sind, wird  
• bei den Personalkosten der Zeitraum von der Alar-

mierung bis zum Einsatzende und  
• bei den Fahrzeugkosten der Zeitraum vom Ausrü-

cken bis zur Rückkehr zum Feuerwehrgerätehaus in 
Ansatz gebracht. Maßgeblich ist der Einsatzbericht.  

Abgerechnet wird grundsätzlich nach Einsatzstunden. 
Jede angefangene Viertelstunde wird als volle Viertel-
stunde abgerechnet. 
Bei Einsätzen, die eine besondere Reinigung der Fahr-
zeuge und Geräte erforderlich machen, wird die Zeit für 
die Reinigung der Einsatzzeit hinzugerechnet. 

 
(3) Für die Einsätze nach § 2 Absatz 2 Nummer 7 und 8 

der Satzung wird jeweils eine Pauschale erhoben. 
 
(4) Die Höhe des Kostenersatzes und der Entgelte be-

stimmt sich nach dem Kostentarif, der Bestandteil die-
ser Satzung ist. 

 
(5) Entstandene Sachkosten, die nicht gemäß Absatz 1 

geltend gemacht werden, werden in voller Höhe zum 
jeweiligen Tagespreis berechnet. 
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(6) Für die Beauftragung privater Unternehmen und / oder 

Hilfsorganisationen wird Kostenersatz geltend gemacht. 
Die Höhe des geltend gemachten Kostenersatzes rich-
tet sich nach den tatsächlich angefallenen Kosten. 

 
(7) Von dem Ersatz der Kosten oder der Erhebung von 

Entgelten kann abgesehen werden, soweit dies nach 
Lage des Einzelfalls eine unbillige Härte wäre oder auf-
grund gemeindlichen Interesses gerechtfertigt ist. 

 
§ 4 

Kosten- und Entgeltschuldner 
 
(1) Zur Zahlung des Kostenersatzes für Einsätze nach § 2 

Abs. 2 sind die dort Genannten verpflichtet. Mehrere 
Kostenersatzpflichtige haften als Gesamtschuldner. 

 
(2) Zur Zahlung von Entgelten nach § 2 Abs. 4 sind bei 

Brandsicherheitswachen die Veranstalterin oder der 
Veranstalter und bei Entgelten für freiwillige Leistungen 
die Auftraggeberin oder der Auftraggeber verpflichtet. 
Mehrere Entgeltpflichtige haften als Gesamtschuldner. 

 
§ 5 

Entstehung, Fälligkeit und Vorausleistungen 
 
(1) Die Kostenersatzansprüche nach § 2 und die Entgel-

tansprüche nach § 2 Absatz 4 entstehen mit Beendi-
gung der jeweiligen Leistungen. Sie werden mit der Be-
kanntgabe des Kostenersatz- oder Entgeltbescheides 
fällig, wenn im Bescheid nicht ein späterer Zeitpunkt 
bestimmt ist. 

 
(2) Die Leistungen nach § 2 Absatz 4 können von der Vo-

rausentrichtung des Entgelts oder von der Hinterlegung 
einer angemessenen Sicherheit abhängig gemacht 
werden. 

 
§ 6 

Haftung 
 
Die Stadt Schieder-Schwalenberg haftet bei der Erbringung 
von freiwilligen Leistungen gemäß § 1 Absatz 3 dieser Sat-
zung nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. 
 

§ 7 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 1. Januar 2016 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von 
Kostenersatz und Gebühren bei Einsätzen der Freiwilligen 
Feuerwehr der Stadt Schieder-Schwalenberg vom 1. März 
2000 in der Fassung vom 8. November 2012 außer Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Es wird hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen  dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn 
 
 
 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Schieder-Schwalenberg vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Schieder-Schwalenberg, den 29.09.2016 
 
 
Jörg Bierwirth 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2016 
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429 Erste Änderungssatzung der „Satzung über 

die Unterhaltung von Übergangsheimen in der 
Stadt Schieder-Schwalenberg“ vom 29. Sep-
tember 2016 

 
Aufgrund der §§ 7 und 41 Abs. 1 Buchstabe f der Gemein-
deordnung des Landes Nordrhein-Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 
666/SGV NRW 2023), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV NRW S. 496) und des § 
1 Abs. 1 des Flüchtlingsaufnahmegesetzes vom 28. Febru-
ar 2003 (GV NRW S. 93), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 1. Oktober 2015 (GV NRW S. 683) beschließt der Rat 
der Stadt Schieder-Schwalenberg in seiner Sitzung am 
29.09.2016 folgende Satzung: 
  
§ 1 
§ 1 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst: 
Die Stadt Schieder-Schwalenberg unterhält zur vorüberge-
henden Unterbringung der nach dem Flüchtlingsaufnah-
megesetz aufzunehmenden ausländischen Flüchtlinge fol-
gende Übergangsheime: 
• Steinheimer Straße 22 
• Unterm Fleck 5 
 
§ 1 Absatz 2 wird aufgehoben 
 
Der bisherige § 1 Absatz 3 wird § 1 Absatz 2 
 
§ 2 wird wie folgt geändert: 
In Absatz 1 wird das Wort „Stadtdirektors“ durch „Bürger-
meisters“ ersetzt. 
In Absatz 2 werden die Wörter „Stadtdirektor“ durch „Bür-
germeister“ und „Stadtdirektors“ durch „Bürgermeisters“ 
ersetzt. 
 
§ 3 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst: 
Die Stadt Schieder-Schwalenberg entscheidet über die Be-
legung durch Einweisungsverfügung. 
 
§ 7 wird wie folgt geändert: 
In Absatz 1 wird das Wort „Stadtdirektors“ durch „Bürger-
meisters“ ersetzt. 
 
§ 8 wird wie folgt geändert: 
In Absatz 1 wird das Wort „Stadtdirektors“ durch „Bürger-
meisters“ ersetzt. 
 
In Absatz 2 wird das Wort „Stadtdirektor“ durch „Bürger-
meister“ und das Wort „Stadtdirektors“ durch „Bürgermeis-
ters“ ersetzt. 
 
§ 9 wird wie folgt geändert: 
Für die Benutzung der Übergangsheime werden Gebühren 
nach der zu dieser Satzung erlassenen Gebührensatzung 
erhoben. 
 
§ 2 
Diese Erste Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer öf-
fentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
 
 

 
Es wird hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen  dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Schieder-Schwalenberg vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Schieder-Schwalenberg, den 29.09.2016 
 
 
Jörg Bierwirth 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2016 
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Gemeinde Schlangen 
 
430 Wahl der Schiedspersonen im Gebiet der Ge-

meinde Schlangen 
 
Die Amtszeit der bisherigen Schiedspersonen läuft dem-
nächst aus. Der Rat der Gemeinde Schlangen hat daher 
entsprechende Neuwahlen durchzuführen. Das Wahlver-
fahren richtet sich nach den Vorschriften des Schiedsamts-
gesetzes und den dazu ergangenen Verwaltungsvorschrif-
ten. 
 
Am Schiedsamt interessierten Personen wird hiermit Gele-
genheit gegeben, sich bis zum 31. Oktober 2016 als 
Schiedsperson/stellvertretende Schiedsperson zu bewer-
ben. 
 
Bewerbungen sind zu richten an: 
 
Gemeinde Schlangen 
Der Bürgermeister 
FB Ordnung, Soziales und Gesellschaft 
Kirchplatz 6 
33189 Schlangen 
 
Für die Wahl der Schiedspersonen gelten u.a. die folgen-
den Bestimmungen des § 2 Schiedsgesetz: 
 
Eignung für das Schiedsamt 
 
(1) Die Schiedsperson muss nach ihrer Persönlichkeit  
              und ihren Fähigkeiten für das Amt  geeignet sein. 
 
(2) Schiedsperson kann nicht sein, wer 
 1. die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter  
                  nicht besitzt; 
 2. unter Betreuung steht. 
 
(3) Schiedsperson soll nicht sein, wer 
 1. das 30. Lebensjahr nicht vollendet hat; 
 2. in dem Schiedsbezirk nicht seinen Wohnsitz  
                  hat; 
 3. durch sonstige, nicht unter Absatz 2 Nr. 2 fal- 
                  lende gerichtliche Anordnungen in der Verfü- 
                  gung über sein Vermögen beschränkt ist. 
 
(4) Zur Schiedsperson soll nicht gewählt oder wieder  
              gewählt werden, wer das 70. Lebensjahr vollendet  
              hat. 
 
Schlangen, den 22. September 2016  
 
Gemeinde Schlangen 
Der Bürgermeister 
 
 
Ulrich Knorr 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2016 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
431 Haushaltssatzung der Gemeinde Schlangen 

für das Haushaltsjahr 2016 
 

Präambel 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 09.04.2013 (GV. NRW., 
S. 194) hat der Rat der Gemeinde Schlangen mit Be-
schluss vom 29.09.2016 folgende Haushaltssatzung erlas-
sen: 
 

§ 1 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinden voraussichtlich 
anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen so-
wie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszah-
lungen und notwendigen Verpflichtungs-ermächtigungen 
enthält, wird 
im Ergebnisplan mit  
• dem Gesamtbetrag der Erträge auf 16.591.783 EUR 
• dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 17.797.426 

EUR 
im Finanzplan mit 
• dem Gesamtbetrag der Einzahlungen 

aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 15.725.820 EUR 
 
• dem Gesamtbetrag der Auszahlungen 

aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 16.342.838 EUR 
 
• dem Gesamtbetrag der Einzahlungen  

aus der Investitionstätigkeit auf 1.330.400 EUR 
 
• dem Gesamtbetrag der Auszahlungen 

aus der Investitionstätigkeit auf 1.929.080 EUR 
 
• dem Gesamtbetrag der Einzahlungen 

aus der Finanzierungstätigkeit auf 652.450 EUR 
 
• dem Gesamtbetrag der Auszahlungen 

aus der Finanzierungstätigkeit auf 655.200 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 2 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investi-
tionen erforderlich ist, wird auf 598.680 EUR 
festgesetzt.  
 

§ 3 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der 
zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen 
Jahren erforderlich ist, wird auf 250.000 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 4 
Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufgrund 
des voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan 
zum Ausgleich des Ergebnisplans wird auf 0 EUR 
und 
die Verringerung der allgemeinen Rücklage aufgrund des 
voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan wird 
auf 1.205.643 EUR festgesetzt. 
 

§ 5 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung 
in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
12.000.000 EUR festgesetzt. 
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§ 6 

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2016 aufgrund der vom Rat der Gemeinde 
Schlangen am 14. April 2016 beschlossenen Hebesatzsat-
zung wie folgt festgesetzt: 
1. Grundsteuer  
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe  

(Grundsteuer A) auf 251 v.H. 
1.2 für Grundstücke 

(Grundsteuer B) auf 476 v.H. 
2. Gewerbesteuer auf 435 v.H. 
 

§ 7 
Nach dem Haushaltssicherungskonzept ist im Konsolidie-
rungszeitraum bis zum Jahr 2020 der Haushaltsausgleich 
wieder hergestellt. Die im Haushaltssicherungskonzept 
enthaltenen Konsolidierungs-maßnahmen sind bei der Aus-
führung des Haushaltsplans umzusetzen. 
 

§ 8 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen, die auf gesetzlicher oder vertraglicher Grundlage 
beruhen, sind im Sinne des § 83 Abs. 2 GO NW erheblich, 
wenn sie im Einzelfall mehr als 20.500 EUR betragen. Die-
se Grenze gilt nicht für auf gesetzlicher Grundlage beru-
hende Mehraufwendungen / Mehrauszahlungen, die aus 
erzielten Mehrerträgen / Mehreinzahlungen resultieren. 
Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen 
und Auszahlungen sind erheblich, wenn sie im Einzelfall 
den Betrag von 15.500 EUR überschreiten. Davon ausge-
nommen sind alle über- und außerplanmäßigen Aufwen-
dungen und Auszahlungen, die aus finanzstatistischen 
Gründen für die finanzneutrale Änderung von Sachkonten 
erforderlich werden. 
Die erheblichen über- und außerplanmäßigen Aufwendun-
gen und Auszahlungen bedürfen der vorherigen Zustim-
mung des Rates. Im Übrigen sind die über- und außer-
planmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen dem Rat 
zur Kenntnis zu bringen, sofern sie nicht geringfügig sind. 
Geringfügig in diesem Sinne sind Beträge bis zu 100 EUR. 
 

§ 9 
Zur flexiblen Haushaltsführung werden die Erträge und 
Aufwendungen von Produkten gem. § 21 Abs. 1 GemHVO 
zu Budgets verbunden. 
Davon ausgenommen sind nicht zahlungswirksame Erträge 
(z.B. Erträge aus Auflösung Rückstellungen, Erträge aus 
Auflösung Sonderposten, interne Leistungs-
verrechnungen). 
Davon ausgenommen sind folgende Aufwendungen: 
• die Verfügungsmittel  
• die Personal- und Versorgungsaufwendungen 
• die Bewirtschaftung der Grundstücke sowie  
• die bauliche Unterhaltung  
• nicht zahlungswirksame Aufwendungen 

(z.B. bilanzielle Abschreibungen, interne Leistungsverrech-
nungen). 
In dem Budget ist die Summe der Erträge und die Summe 
der Aufwendungen für die Haushaltsausführung verbind-
lich. (s. auch Bewirtschaftungsregeln) 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 10 

Die Wertgrenze für die Einzelausweisung von Investitions-
maßnahmen im Teilfinanzplan nach § 4 Abs. 4 GemHVO 
wird, bezogen auf den Gesamtausgabenbedarf von Ein-
zelmaßnahmen bei 
Hochbaumaßnahmen auf   30.000 EUR 
Straßenbaumaßnahmen auf 50.000 EUR 
Sonstige Investitionen auf   15.500 EUR 
festgesetzt. 
 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung der Gemeinde Schlan-
gen mit ihren Anlagen  für das Haushaltsjahr 2016 wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die Haushaltssatzung mit Anlagen ist gem. § 80 Abs. 5 GO 
NW dem Landrat als untere staatliche Verwaltungsbehörde 
in Detmold mit Schreiben vom 24. Juni 2016 angezeigt 
worden.  
 
Die nach § 76 GO NW erforderliche Genehmigung des 
Haushaltssicherungskonzeptes ist vom Landrat als untere 
staatliche Verwaltungsbehörde in Detmold mit Verfügung 
vom 11. Juli 2016 erteilt worden.  
 
Der Haushaltshaltsplan und das Haushaltssich-
erungskonzept  liegen zur Einsichtnahme vom 
 

17. Oktober 2016 bis zum Ende der Auslegung des 
Jahresabschlusses 2016 

 
während der Dienststunden im Rathaus Schlangen, Kirch-
platz 6, Zimmer 10, 33189 Schlangen, öffentlich aus. 
 

Hinweis: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Schlangen, den 30.09.2016 
 
 
Ulrich Knorr 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2016 
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432 Hinweis auf das Widerspruchsrecht gegen die 

Datenübermittlung aus dem Melderegister (§ 
18 Abs. 7 des Melderechtsrahmengesetzes –
MRRG 

 
Gemäß § 58 Abs. 1 des Wehrpflichtgesetzes (WPflG) vom 
16. September 2008 (BGBl. I S. 1886) in der zurzeit gülti-
gen Fassung übermittelt die Gemeinde Schlangen als Mel-
debehörde zum Zweck der Übersendung von Informati-
onsmaterial über Tätigkeiten in den Streitkräften dem Bun-
desamt für Wehrverwaltung jährlich bis zum 31. März fol-
gende Daten zu Personen mit deutscher Staatsangehörig-
keit, die im nächsten Jahr volljährig werden: 
 
Familienname, Vorname und gegenwärtige Anschrift. 
 
Die Übermittlung der vorgenannten Daten unterbleibt, 
wenn der Betroffene ihr widersprochen hat (§18 Abs. 7  
MRRG). 
 
Auf dieses Widerspruchsrecht weise ich hiermit hin. 
 
Das Widerspruchsrecht bezüglich der Datenweitergabe 
nach § 18 Abs. 7 MRRG steht den Betroffenen ab der 
Vollendung des 15. Lebensjahres zu; sie bedürfen hierzu  
nicht der Einwilligung oder Genehmigung von Personen, 
die zu ihrer gesetzlichen Vertretung befugt sind. 
 
Der Widerspruch gegen die vorgenannte Datenübermitt- 
lung ist an die Gemeinde Schlangen, Der Bürgermeister, 
Fachbereich 30, Kirchplatz 6, 33189 Schlangen, einzu- 
legen. Vordrucke für das Widerspruchsrecht sind bei der 
Meldebehörde erhältlich. 
 
Der Widerspruch bleibt bis auf Widerruf gültig. 
 
Schlangen, den 01. Oktober 2016 
 
Gemeinde Schlangen 
 
 
Der Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2016 
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Jobcenter Lippe 
 
433 Öffentliche Zustellung eines Aufhebungsbe-

scheides vom 28.09.2016 für die Zeit vom 
01.09.2016 bis 30.11.2016 an Herrn Marcel 
Lewis 

 
An Herrn Marcel Lewis ist am 28.09.2016 unter dem Ak-
tenzeichen 6.220.2.20.12.0590 3 ein Aufhebungsbescheid 
erlassen worden.  
 
Der Bescheid kann nicht zugestellt werden, da Herr Marcel 
Lewis unbekannt verzogen ist. 
 
Gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW vom 
07. März 2006 wird daher der Bescheid durch öffentliche 
Bekanntmachung zugestellt. Er gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als zwei Wochen 
vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt die Wider-
spruchsfrist, nach deren Ablauf Rechtsmittel grundsätzlich 
nicht möglich sind.  
 
Der Betroffene kann den Bescheid beim Jobcenter Lippe, 
Standort Bad Salzuflen, Wirtschaftliche Hilfen, Hoff-
mannstr. 6, in 32105 Bad Salzuflen, Zimmer 210 während 
der üblichen Dienstzeiten in Empfang nehmen. 
 
Bad Salzuflen, den 28.09.2016 
 
Jobcenter Lippe 
Anstalt des öffentlichen Rechts 
-Der Vorstand- 
Wirtschaftliche Hilfen 
Im Auftrag 
 
 
Hans-Dieter Strauch 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2016 
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Volkshochschule Lippe-West 
 
434 Jahresabschluss zum 31.12.2015 
 
Die Zweckverbandsversammlung der Volkshochschule 
Lippe-West hat am 28.06.2016 den Jahresabschluss zum 
31.12.2015 festgestellt und über die Verwendung des Jah-
resüberschusses wie folgt beschlossen: 
 
„Der Jahresüberschuss von 27.300,80 € wird der allgemei-
nen Rücklage zugeführt.“ 
 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2015 wird ab dem 
20.10.2016 bis zur Feststellung des Jahresabschlusses für 
das Jahr 2016 in der Volkshochschule Lippe-West, Lange 
Str. 124, 32791 Lage im ersten Oberschoss, Raum 212, 
zur Einsichtnahme verfügbar gehalten. 
 
Der abschließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt 
NRW (GPA) in Herne über die Prüfung des Jahresab-
schlusses lautet wie folgt: 
 
Diese hat mit Datum vom 19.09.2016 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt. 
Abschließender Vermerk der GPA NRW 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer des Zweckverbandes Volkshochschule Lip-
pe-West. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung 
zum 31.12.2015 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft Concunia GmbH, Münster, bedient.  
Diese hat mit Datum vom 10.05.2016 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt.  
„Wir haben den Jahresabschluss bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht des Zweck-
verbands Volkshochschule Lippe-West für das Haushalts-
jahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2015 geprüft. Die 
Buchführung und die Aufstellung dieser Unterlagen nach 
den gemeinderechtlichen Vorschriften von Nordrhein-
Westfalen und den ergänzenden Bestimmungen der Sat-
zung liegen in der Verantwortung des Verbandsvorstehers 
des Zweckverbands Volkshochschule Lippe-West. Unsere 
Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchge-
führten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss 
unter Einbeziehung der Buchführung und über den Lage-
bericht abzugeben. 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 18 GkG 
NRW, § 106 GO NRW sowie entsprechend § 317 HGB un-
ter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so 
zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und 
Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jah-
resabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittel-
ten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage we-
sentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen  
 
 

 
werden die Kenntnisse über die Tätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Zweckverbands 
Volkshochschule Lippe-West sowie die Erwartungen über 
mögliche Fehler berücksichtigt. 
 
Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie 
Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresab-
schluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von 
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung 
der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der we-
sentlichen Einschätzungen des Verbandsvorstehers des 
Zweckverbands Volkshochschule Lippe-West sowie die 
Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unse-
re Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere 
Beurteilung bildet. 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Best-
immungen der Satzung und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage des Zweckverbands Volks-
hochschule Lippe-West. Der Lagebericht steht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
des Zweckverbands Volkshochschule Lippe-West und stellt 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-
treffend dar.“ 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft Concunia GmbH ausgewertet und eine 
Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt 
dabei zu folgendem Ergebnis: 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erfor-
derlich. 
 
Herne, den 19.09.2016 
 
GPA NRW 
Im Auftrag 
 
Matthias Middel 
 
Vorstehender Prüfvermerk wird hiermit gemäß § 3 (5) der 
Verordnung über die durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen (JAP DVO) bekannt gemacht. 
 
 
Gez. Christian Liebrecht 
-Zweckverbandsvorsteher- 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2016 
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